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Honorarvereinbarung 

Zwischen  

   
Vorname Nachname  
 
 

 E-Mail 
 

Straße 
 
 

 Telefon 
 

   PLZ ORT 
 
ggfs. vertreten durch ihren Geschäftsführer    
im Folgenden auch Mandant 

und Stürcke & Blume Wirtschaftsprüfer/Steuerberater/Rechtsanwalt PartGmbB, Heerdter Sandberg 
30, 40549 Düsseldorf im Folgenden auch Steuerberater wird folgendes vereinbart:   

§ 1 Auftragsumfang 

Der Mandant beauftragt den Steuerberater mit der Anfertigung und elektronischen Übermittlung der 
Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts auf den Hauptfeststellungszeitpunkt 01.01.2022 und 
eventueller Folgeerklärungen. Dies gilt für die folgenden Grundstücke: 

•   ____________________________________________________________________________________________ 

•   ____________________________________________________________________________________________ 

•   ____________________________________________________________________________________________ 

•   ____________________________________________________________________________________________ 

 
Für weitere Grundstücke, die im Eigentum des Mandanten stehen und für die der Mandant Unterlagen 
an den Steuerberater übersendet, gilt diese Vereinbarung analog.  
 
Die übrigen vertraglichen Vereinbarungen zwischen Mandant und Steuerberater bleiben von dieser 
Vereinbarung unberührt.  
 
Stürcke & Blume übernimmt nur die Beratung für die steuerlichen Pflichten und Auswirkungen in 
Deutschland. Ausländisches Steuerrecht wird nicht vom Steuerberater beraten.  

 

§ 2 Pflichten und Rechte des Steuerberaters 

(1) Der Steuerberater ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Angelegenheiten des Man-
danten, die ihm bei oder anlässlich der Erledigung seines Auftrages zur Kenntnis gelangen, Stillschwei-
gen zu bewahren, es sei denn, dass ihn der Mandant schriftlich von dieser Verpflichtung entbindet. 
Diese Verschwiegenheitspflicht des Steuerberaters besteht auch nach Beendigung des Vertragsver-
hältnisses fort. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht dann nicht, soweit die Offenlegung zur Wahrung berechtigter 
Interessen des Steuerberaters oder seiner Mitarbeiter erforderlich ist. Der Steuerberater ist beispiels-
weise insoweit von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, als er nach den Versicherungsbedingun-
gen seiner Berufshaftpflichtversicherung zur Information und Mitwirkung verpflichtet ist. Er darf in 
diesem Zusammenhang auch Unterlagen übergeben. Im Übrigen darf er Dritten Berichte, Gutachten 
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und sonstige schriftliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit nur mit Einwilligung des 
Mandanten aushändigen. 

(3) Die Tätigkeiten werden aufgrund der vom Mandanten vorgelegten Unterlagen und Auskünfte aus-
geübt. Der Steuerberater wird die vom Auftraggeber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenanga-
ben, als richtig zugrunde legen, auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten wird er hinweisen. Eine Prü-
fung der Richtigkeit, Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der übergebenen Unterlagen und Zahlen, 
gehört nur zum Auftrag, wenn dies schriftlich vereinbart ist. 

(4) Der Steuerberater ist berechtigt, sich bei der Besorgung der ihm anvertrauten Arbeiten fachkundi-
ger Dritter sowie datenverarbeitender Unternehmen zu bedienen. Bei der Heranziehung von fachkun-
digen Dritten und datenverarbeitenden Unternehmen hat der Steuerberater dafür zu sorgen, dass 
diese ebenfalls zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Personenbezogene Daten des Mandanten wer-
den gemäß den Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) erhoben, genutzt und gespei-
chert. 

§ 3 Pflichten und Rechte des Mandanten 

(1) Der Mandant hat dem Steuerberater sämtliche zur Erfüllung des Auftrages notwendigen Informa-
tionen und Unterlagen bzw. steuerliche relevante Informationen und Dokumente vollständig, richtig 
über das Online-Portal des Steuerberaters zur Verfügung zu stellen.  

Der Mandant übermittelt alle notwendigen Unterlagen innerhalb von 5 Tagen nach Unterzeichnung 
dieser Vereinbarung.  

(2) Vollmacht für Grundbuchämter: der Steuerberater ist berechtigt für die vom Mandanten genann-
ten Grundstücke Grundbücher einzusehen und Kopien übersenden zu lassen bzw. elektronisch einzu-
sehen.  

(3) Onlineportal: die Zusammenarbeit zwischen Mandant und Steuerberater erfolgt über ein Online-
portal. Der Mandant verpflichtet sich, die notwendigen Angaben und Dokumente in diesem Portal voll-
ständig und richtig zu hinterlegen.  

 

§ 4 Vergütung 

(1) Der Steuerberater weist den Mandanten darauf hin, dass eine höhere oder niedrigere als die ge-
setzliche Vergütung in Textform vereinbart werden kann, wenn sie in einem angemessenen Verhältnis 
zur Leistung, der Verantwortung und dem Haftungsrisiko des Steuerberaters steht. 

Anfertigung und elektronischen Übermittlung der Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts 
auf den Hauptfeststellungszeitpunkt 01.01.2022 

Die Erstellung der Feststellungserklärung berechnen wir grundsätzlich nach den Mittelwerten der Steu-
erberatervergütungsverordnung (StBVV), die zum Zeitpunkt der Ausführung der Arbeiten gilt, mindes-
tens aber die Zeitgebühr unter Anwendung der unten genannten Stundensätze. Mit Beauftragung des 
Steuerberaters wird ein Vorschuss in Höhe von 50% der voraussichtlich anfallenden Gebühren in Rech-
nung gestellt. Der Vorschuss wird bei der Abschlussrechnung in voller Höhe in Abzug gebracht.  

Folgearbeiten (z. B. Bescheidprüfung, Einsprüche, Anforderung von Unterlagen etc.)  

Für alle übrigen Arbeiten gelten die folgenden Stundensätze:  

Partner (Wirtschaftsprüfer/Steuerberater oder Rechtsanwalt/Steuerberater)  EUR 180,00/Stunde 

Angestellter Steuerberater EUR 150,00/Stunde 
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Senior (Diplom-Kaufmann, Diplom Volkswirt, Steuerfachwirt) EUR 120,00/Stunde 

Assistent (Steuerfachangestellte) EUR 100,00/Stunde 

 

Sämtliche Honorare verstehen sich zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer (zur Zeit 19%). Auslagen be-
rechnen wir gem. § 16 StBVV.  

(3) Der Steuerberater kann von dem Mandanten für die entstandenen und die voraussichtlich entste-
henden Gebühren und Auslagen einen angemessenen Vorschuss fordern. Wird der eingeforderte Vor-
schuss nicht gezahlt, kann der Steuerberater nach vorheriger Ankündigung seine weitere Tätigkeit für 
den Mandanten einstellen bis der Vorschuss eingeht. 

§ 5 Dauer und Kündigung des Vertrages 

(1) Der Vertrag wird ab dem heutigen Tag auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die Kündigungsmöglich-
keiten richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Kündigung bedarf der Schriftform bzw. E-
Mail. 

(2) Endet der Auftrag vor seiner vollständigen Ausführung, so erhält der Steuerberater einen dem Um-
fang seiner bis zur Beendigung des Auftrages geleisteten Tätigkeit entsprechenden Anteil der Vergü-
tung. 

§ 6 Haftung 

(1) Unsere Haftung ist in allen zulässigen Fällen auf 10,0 Mio EUR beschränkt. Gegenstand dieses Ver-
trages sind die in der Anlage (AAB). 

(2) Der Steuerberater haftet gegenüber einem Dritten nur, wenn und soweit die schriftliche Zustim-
mung des Steuerberaters zur Weitergabe der Arbeitsergebnisse an den Dritten erteilt wurde. 

§ 7 Sonstiges 

(1) Wir gehen davon aus, dass wir zur effizienteren Auftragsabwicklung teilweise via E-Mail kommuni-
zieren können.  

(2) Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Düsseldorf.  

(3) Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam werden sollten oder bereits unwirksam 
sind, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die unwirksame Bestim-
mung ist durch eine gültige zu ersetzen, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt. 

§ 8 Weitere Vereinbarungen 

(1) Der Mandant verzichtet auf eine handschriftlich unterschriebene Rechnung, soweit das gesetzlich 
zulässig ist. Der Mandant erhält für alle Leistungen eine ordnungsgemäße Rechnung.  

 

Düsseldorf, den ____________     ___________, den ____________
  

Ich nehme das Angebot an 

___________________      _______________________ 
Stürcke & Blume Wirtschaftsprüfer/    Mandant 
Steuerberater/Rechtsanwalt PartmbB 
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Allgemeine Auftragsbedingungen  
für  

Stürcke & Blume WP/StB/RA PartG mbB 

 

 

1. Geltungsbereich 
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen 

Stürcke & Blume WP/StB/RA PartG mbB (im Nachstehenden 
zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“, „Stürcke & Blume“ 
genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuer-
beratung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten, 
Rechtsberatung und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwi-
schen Wirtschaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn 
dies ausdrücklich vereinbart ist oder sich aus zwingenden ge-
setzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf solche Ansprü-
che gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht 

ein bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird 
nach den Grundsätzen ordnungs- mäßiger Berufsausübung 
ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im Zusam-
menhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Ge-
schäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung o-
der Umsetzung der Ergebnis- se seiner Leistungen nicht ver-
antwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur 
Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu 
bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer 
bei betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen 
schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der ab-
schließenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschafts-
prüfer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen 
oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 
(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschafts-

prüfer alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Un-
terlagen und weiteren Informationen rechtzeitig übermit-
telt werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen 
Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags 
von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, 
die erst während der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers be-
kannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschaftsprü-
fer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber 
die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der wei-
teren Informationen sowie der gegebenen Auskünfte und 

Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten 
schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit 
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhän-

gigkeit der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. 
Dies gilt für die Dauer des Auftragsverhältnisses insbeson-
dere für Angebote auf Anstellung oder Übernahme von Or-
ganfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des 
Wirtschaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unterneh-
men, seiner Netzwerkunter- nehmen oder solcher mit ihm 
assoziierten Unternehmen, auf die die Unabhängigkeitsvor-
schriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen 
Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Aus-
künfte 

(1) Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Be-
arbeitung des Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine 
diese schriftliche Darstellung maßgebend. Entwürfe schrift-
licher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern nicht anders 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich 
bestätigt werden. Erklärungen und Auskünfte des Wirt-
schaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrags sind stets 
unverbindlich.  

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung 
des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprü-
fers (Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnis-
sen – sei es im Entwurf oder in der Endfassung) oder die In-
formation über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für 
den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen 
Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auf-
traggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund ei-
nes Gesetzes oder einer behördlichen Anordnung verpflich-
tet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschafts-
prüfers und die Information über das Tätigwerden des Wirt-
schaftsprüfers für den Auftraggeber zu Werbezwecken 
durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung 
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf 

Nacherfüllung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehl-
schlagen, Unterlassen bzw. unberechtigter Verweigerung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung kann 
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er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; 
ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, 
so kann der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann 
vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrachte Leistung we-
gen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder Un-
möglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. So-
weit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, 
gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auf-
traggeber unverzüglich in Textform geltend gemacht wer-
den. Ansprüche nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen 
Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines Jahres ab 
dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechen-
fehler und formelle Mängel, die in einer beruflichen Äuße-
rung (Bericht, Gutachten und dgl.) des Wirtschaftsprüfers 
enthalten sind, können jederzeit vom Wirtschaftsprüfer 
auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, 
die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirt-
schaftsprüfers enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, be-
rechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten gegenüber zu-
rückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftrag-
geber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Daten-
schutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 
Abs. 1 HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsa-
chen und Umstände, die ihm bei seiner Berufstätigkeit an-
vertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, 
es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweige-
pflicht entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten die nationalen und europarechtlichen 
Regelungen zum Datenschutz beachten. 

9. Haftung 
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschafts-

prüfers, insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzu-
wendenden gesetzlichen Haftungsbeschränkungen, insbe-
sondere die Haftungsbeschränkung des § 323 Abs. 2 HGB. 
Diese Haftungsbeschränkung gilt auch dann, wenn eine Haf-
tung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber 
begründet sein sollte. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung An-
wendung findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbe-
schränkung besteht, ist die Haftung des Wirtschaftsprüfers 
für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnahme von 
Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesund-
heit, sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstel-
lers nach § 1 ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig ver-
ursachten einzelnen Schadensfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 
WPO auf 10 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis 
mit dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch 
gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirt-
schaftsprüfer bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche 
aus einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Wirtschaftsprü-
fers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag für die be-
treffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch be-
züglich eines aus mehreren Pflichtverletzungen stammen-
den einheitlichen Schadens gegeben. Der einzelne Scha-
densfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung 
ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehre-
ren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei 
gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche Pflichtver-
letzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinan-
der in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen. In diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur 
Höhe 5 Mio. € in Anspruch genommen werden. Die Begren-
zung auf das Fünffache der Mindestversicherungssumme 
gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtprüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 
von sechs Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Er-
satzleistung Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf 
diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht für Schadens-
ersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzu-
führen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Le-
ben, Körper oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Er-
satzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen. 
Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, 
bleibt unberührt. 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prü-
fungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirt-
schaftsprüfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk 
versehenen Abschluss oder Lagebericht, darf er diesen Be-
stätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht 
erteilt, so ist ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer 
durchgeführte Prüfung im Lagebericht oder an anderer für die 
Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schriftlicher Einwilli-
gung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmig-
ten Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, 
so darf der Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet 
werden. Hat der Auftraggeber den Bestätigungsvermerk be-
reits verwendet, so hat er auf Verlangen des Wirtschaftsprü-
fers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigun-
gen. Weitere Ausfertigungen werden besonders in Rech-
nung gestellt. 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfe-
leistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Bera-
tung in steuerlichen Einzelfragen als auch im Falle der Dau-
erberatung die vom Auftraggeber genannten Tatsachen, ins-
besondere Zahlenangaben, als richtig und vollständig zu-
grunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Un-
richtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung 
von Fristen erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der 
Wirtschaftsprüfer hierzu ausdrücklich den Auftrag übernom-
men hat. In diesem Fall hat der Auftraggeber dem Wirt-
schaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig 
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vorzulegen, dass dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene 
Bearbeitungszeit zur Verfügung steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung um-
fasst die laufende Steuerberatung folgende, in die Vertrags-
dauer fallenden Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Ein-
kommensteuer, Körperschaftsteuer und Gewerbe-
steuer sowie der Vermögensteuererklärungen, und 
zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden 
Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlicher Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) 
genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusam-
menhang mit den unter a) und b) genannten Erklärun-
gen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung 
der Ergebnisse von Betriebsprüfungen hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren 
hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten 
Aufgaben die wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung 
und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerbera-
tung ein Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger 
schriftlicher Vereinbarungen die unter Abs. 3 Buchst. d) und 
e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorieren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die 
Steuerberatervergütungsverordnung für die Bemessung der 
Vergütung anzuwenden ist, kann eine höhere oder niedri-
gere als die gesetzliche Vergütung in Textform vereinbart 
werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommens-
teuer, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewer-
tung und Vermögensteuer sowie aller Fragen der Umsatz-
steuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt 
auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

f) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangele-
genheiten, z.B. auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer, 
Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

g) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den 
Gerichten der Finanz- und der Verwaltungsgerichts-
barkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

h) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusam-
menhang mit Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -
herabsetzung, Sanierung, Eintritt und Ausscheiden ei-
nes Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation 
und dergleichen und 

i) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und 
Dokumentations- pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklä-
rung als zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört 
dazu nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßi-
ger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle in Betracht 
kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollstän-
dige Erfassung der Unter- lagen zur Geltendmachung des 

Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen. 

12. Haftungsbeschränkung im Fall der Hilfe-
leistung in Steuersachen / sonstige Leis-
tungen 

(1) Falls keine schriftliche Regelung im Einzelfall besteht, ist die 
Haftung von Stürcke & Blume für Schadensersatzansprüche 
jeder Art, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung 
von Leben, Körper und Gesundheit, sowie von Schäden, die 
eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG be-
gründen, bei einem durch einfache Fahrlässigkeit verursach-
ten einzelnen Schadensfall entsprechend § 54a Abs. 1 Nr. 2 
WPO und § 67a Abs. 1 Nr. 2 StBerG auf 10 Mio. € beschränkt; 
dies gilt auch dann, wenn eine Haftung gegenüber einer an-
deren Person als dem Auftraggeber begründet sein sollte. 

(2) Ziffer 9 gilt unter Beachtung von Ziffer 12 (1) entsprechend. 

13. Ergänzende Bestimmungen für Rechtli-
che Beratungsleistungen 

I. Umfang und Inhalt des Auftrages 
(1) Der Auftragsinhalt und -umfang wird im Fall einer rechtli-

chen Beratung zwischen Stürcke & Blume und dem Auftrag-
geber grundsätzlich in Form eines gesonderten Auftrags-
schreibens sowie einer schriftlichen Vergütungsvereinba-
rung festgelegt.  

(2) Gegenstand des Auftragsschreibens kann auch die befristete 
oder unbefristete allgemeine Beratungstätigkeit (Dauerbe-
ratung) sein, die im Einzelfall vom Auftraggeber durch eine 
Anfrage oder Mitteilung konkretisiert wird. In diesen Fällen 
gelten die im Auftragsschreiben vereinbarten Regelungen 
sowie die im Auftragsschreiben enthaltene schriftliche Ver-
gütungsvereinbarung. 

(3) Stürcke & Blume ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in 
Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom 
Auftraggeber genannten Tatsachen als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen, hat den Auftraggeber jedoch auf fest-
gestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(4) Beratungsaufträge umfassen nicht die zur Wahrung von Fris-
ten erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass Stürcke & 
Blume hierzu ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In 
diesem Falle hat der Auftraggeber alle für die Wahrung von 
Fristen wesentlichen Unterlagen so rechtzeitig vorzulegen, 
dass Stürcke & Blume eine angemessene Bearbeitungszeit 
zur Verfügung steht. 

II. Haftungsbeschränkung im Fall der 
rechtlichen Beratung 

(1) Falls keine schriftliche Regelung im Einzelfall besteht, ist die 
Haftung von Stürcke & Blume für Schadensersatzansprüche 
jeder Art, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung 
von Leben, Körper und Gesundheit, sowie von Schäden, die 
eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG be-
gründen, bei einem durch einfache Fahrlässigkeit verursach-
ten einzelnen Schadensfall gemäß § 52 Abs. 1 Nr. 2 BRAO auf 
10 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn eine Haf-
tung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber 
begründet sein sollte. 

(2) Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus meh-
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reren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Scha-
dens gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche 
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob 
Schäden in einem oder in mehreren aufeinander folgenden 
Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher 
oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unter-
lassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffen-
den Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann 
Stürcke & Blume nur bis zur Höhe von 12,5 Mio. € in An-
spruch genommen werden. 

14. Elektronische Kommunikation 
(1) Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und 

dem Auftraggeber kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der 
Auftraggeber eine Kommunikation per E-Mail nicht wünscht 
oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie etwa 
die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

15. Vergütung 
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Ho-

norarforderung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; 
die Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. Er kann ange-
messene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagenersatz ver-
langen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen 
Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere 
Auftraggeber haften als Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrech-
nung gegen Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergü-
tung und Auslagenersatz nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

16. Streitschlichtungen 
(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungs-

verfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne 
des § 2 des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes teilzuneh-
men. 

17. Anzuwendendes Recht 
(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus er-

gebenden Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 
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